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BILDUNGSPOLITISCHE THESEN UND FORDERUNGEN DER SVP DES KANTONS ZÜRICH 

FÜR EIN QUALITATIV HOCHSTEHENDES, WIRKSAMES UND FUNKTIONIERENDES 

SCHUL-UND BILDUNGSWESEN 

Diese Thesen dienen dazu, den Rahmen aufzuzeigen, in welchem sich die Bildung im Kanton Zürich weiter entwickeln soll, mit dem Ziel: Eine Verbesserung des heutigen Zustandes herbei zu führen. Wir stellen fest, dass die heutige Bildungspolitik, die Wirksamkeit der Schul- und Ausbildungssysteme gefährdet. 

Mit Sorge nehmen wir zu Kenntnis, dass zu viele Schüler der Volksschule sonderpädagogische Unterstützung brauchen. Wir stellen ebenfalls fest, dass zu viele Jugendliche zu wenig zielgerichtet auf ihre weiterführende Ausbildung - vor allem die Berufslehre – vorbereitet werden. Das führt alljährlich für viele Schulabgänger zu schwierigen Situationen bei der Lehrstellensuche. Die gesellschaftspolitischen Vorstellungen linksgrüner Kreise verbunden mit der Utopie falsch verstandener Chancengleichheit tragen in verschiedenen Bereichen der Volksschule und der Berufsbildung zur Senkung des Ausbildungsniveaus bei. 

Dieser Entwicklung ist zur Wahrung eines qualitativ hoch stehenden und wirksamen Schul- und Bildungswesens entgegen zu wirken.
Fakt ist, der mit einer Reformation à la Prof. Christoph Mörgeli angestrebte vor 68er-Bildungszustand konnte von der Rechten damals nicht gehalten werden; statt ihn weiter zu entwickeln wie mit meinen Hinweisen hier angestrebt, haben sie ihn aus massenattraktiven Bedenken an die Linken verraten. Dort wo er keine Substanz besass, wurde er damit von der Linken unwiederbringlich demontiert. Ohne weiter führenden Bezug zur Lebenswirklichkeit der Betroffenen erscheinen Mörgelis Massnahmen zwar notwendig, aber sie haben politisch keine Chance, da sie nicht hinreichend sind. In der Reformation wurde auch nicht einfach die Alte Ordnung gefordert, sondern die in der Bibel beschriebene Wirklichkeit jedem Menschen zugänglicher gemacht. Blosse realpolitische Forderungen ohne einen für die Betroffenen weiter führenden Wirklichkeitsbezug führen lediglich zur weiteren unseligen Polarisierung zwischen der 31-Linken und der 42-Rechten. Das hat bereits dazu geführt, dass selbst SVP Vertreter mit linksintellektuellen Ideologien, wie die, das es keine Wahrheit gebe, operieren. Mit solchen Denkkatastrophen ist der Beliebigkeit Tür und Tor dafür geöffnet, dass die Linksintellektuellen ihren Marsch durch die Institutionen auch über den Point of NO Return vom Kollaps, wie der des Zürcher Wirtschaftsfilzes auf der anderen Seite bei der Swissair und der UBS, nun in die Köpfe von immer mehr Bürgern hinein fortsetzen können. Solange sich Vorsitzende anmassen, mit Einsichten, Einwänden, und weiter führenden Vorschlägen beliebig das zu machen, was nur ihnen bzw. in den Zeitgeist passt, solange ist Demokratie eine Alibiübung zu deren Machterhaltung. Sie ist an sich nicht das Mass aller Dinge. Es gilt für jede Generation, ja für jeden reellen Menschen dieses zu finden. Und das unabhängig von Rang und Namen, an der Wirklichkeit verifizierbar. Die psychopolitisch manipulierte Massenattraktivität, wie es die Linksintellektuellen mit ihren versteckten Absicht als Mass eingeführt haben, hat in die in der SVP beklagten Misstände geführt. Wo nun auch die SVP diese Mass schleichend übernimmt, wird sie Teil des der daran verängstigten und denkfaulen Rechte ohne die Zivilcourage. Damit kann sie sich, wie die bisherigen davon manipulierten Vernehmlassungen gezeigt haben, nicht substanziel gegen die Arglist der Zeit durchsetzen. Wer sich brüstet, die Realpolitik zu kennen, muss sich fragen lassen, warum er bei der offensichtlichen Verluderung der Wissensarbeit der Schweiz damit einfach nur polarisierend mitgemacht hat, und nirgends in der Auseinandersetzung bereit ist, über das verfilzte Politsystem hinaus zu denken und zu handeln. Wenn das Bildungssystem bis nach unten davon auch noch von den substanzlosen Kleingeistern vereinnahmt wird, wie es an den sogenannten Hochschulen der Schweiz nachweislich bereits der Fall ist, ist es um die Schweiz um Generationen geschehen. Dann nützt der Ausweg auf Privatschulen à la Silvia Blocher auch nichts mehr, es wäre die endgültige Bankrotterklärung der Schweiz als Willensnation. Es braucht also dringend einen erstrebenswerte Bezug zur Lebenswirklichkeit der einzelnen Schüler und Lehrer, wie auch der Manager, Politiker und von ihnen Betroffenen. Die Grundlagen dafür wurden durch Pionierarbeit nach Schweizer Manier erarbeitet und stehen nun zur Verfügung. Nutz man diese Chance, kann aus den Schulen weit mehr entstehen, als die von der SVP geforderte notwendige Reformation, nämlich die Schweiz als LebensErfüllende Plattform, statt dass sie an reelle Menschen verachtenden Organisations-, und Kommunikationsformen à al ARENA verludert.
Kurzfassung der Thesen 

1. Der Wirtschafts- und Bildungskanton Zürich braucht ein qualitativ hoch stehendes Bildungs- und Schulwesen. Sozialromantik und Gleichmacherei sind keine tauglichen Mittel, um die künftigen Herausforderungen zu meistern  Hohe Qualitäts- und Leistungsforderungen an jede Schule und an die Lernenden garantieren dem Bürger und dem Kanton Prosperität. Als Grundlage dafür taugt nur der Bezug zu den Gesetzen der Lebens- durch Aufgabenerfüllung; eine bloss Restaurierung à la Mörgeli ist nicht hinreichend und im Politsystem drin, chancenlos. Newton hat auch nicht bloss die Alchemie reformiert; er hat die weiterführende, gar nicht massenattraktive moderne Physik begründet. 
2. Der Staat kann die Erziehungsaufgaben des Elternhauses nicht übernehmen. Die Schule darf nicht zur Feuerwehr gesellschaftspolitischer Flächenbrände verkommen. Die Eltern sind in die Verantwortung einzubinden. Wer mit solchen Aussagen A sagt, muss auch B sagen, das heisst, sich zu den Grundlagen und Masstäben dafür bekennen – sonst tun das die substanzlosen Linksintellektuellen mit ihren Ideologien in ihren geschützten Werkstätten. Auch wenn die SVP dagegen polemisiert, so hat sie doch deren hintergründige Kommunikationsideologie schon weitgehend übernommen. So verbietet es gemäss Brief von Christoph Blocher ihm die „Agenda“, die er mit dem Volk hat, auf reelle Menschen weiter führend einzugehen…
3. Wir bekennen uns mit Überzeugung zur zürcherischen Volksschule. Neue Ziele und Strukturänderungen garantieren keinen Qualitätsanstieg. Was sich eindeutig bewährt hat, soll nicht zerstört, sondern gestärkt werden. Der Zweck-Paragraf des jetzigen Volksschulgesetzes ist unbedingt zu gewährleisten. Die Behörden haben die verfassungsmässige Schulpflicht für die gesamte Bevölkerung durchzusetzen Es geht nicht um das Volk, sondern um Schüler als reelle Menschen, die den Zugang zu ihren Lebens- und Aufgabenerfüllungsprinzip in ihrer inneren Substanz im Volk finden sollen: Die Schweiz braucht keine Volksgenossen, sondern an der Wirklichkeit eingeschaltete reelle Menschen, die aus ihrer Substanz heraus die ihnen entsprechenden Aufgaben, und damit ihr Leben erfüllen.

4. Der Kindergarten soll ein Ort der Geborgenheit sein, an welchem das Kind lernt, sich in eine grössere Gemeinschaft einzugliedern. Entsprechend soll die Schule eine LebensErfüllende Plattform sein, damit die Schulabgänge daraus die Motivation erhalten, das auch in der Welt über die noch vorherrschenden, reelle Menschen verachtenden Organisationsformen hinaus anzustreben. Dazu sind die Alten Eidgenossen 1291 gegen die Arglist der Zeit angetreten, und Bruder Klaus hat sie 1481 vor dem Absturz darin bewahrt. In diesem Sinne muss die Bundesverfassung in der Schule in dieser ihrer Bedeutung über den Zeitgeist hinaus erkannt und verstanden werden, statt die Geschichte, verlogenen Geschichtsfälschern zu überlassen. 
5. Wir wollen eine Primarstufe, in welcher der Grundstock für den weiteren Bildungsaufbau gelegt wird. Bildung entsteht durch aktives Vertiefen sowie durch das Vernetzen von Grundwissen und Grundfertigkeiten. Dafür braucht der Primarschüler die Auseinandersetzung mit starken Bezugspersonen, sowohl männlichen als auch weiblichen Geschlechts. Wir halten für die Primarstufe am Klassenlehrerprinzip fest und fordern, dass die Ausbildung der Lehrpersonen wieder entsprechend zu gestalten ist. Der Feminisierung der Primarstufe ist mit geeigneten Mitteln entgegen zu wirken. Das Obige macht dann Sinn, wenn damit Transparenz über die Lebens- und Wirkensprinzipien der Beteiligten geschaffen werden soll, sonst fördert man nur Überzeuger und Überzeugte; letztlich wie vor 1968 mehr oder weniger Gnädige Herren, und mehr oder weniger dienstbereite Knechte. Damit ist in der heutigen Welt kein Staat mehr erstrebenswert zu machen! 
6. Die Sekundarstufe I soll die Jugendlichen auf die berufliche oder wissenschaftliche Weiterbildung vorbereiten. Das Ziel der Sekundarstufe l ist neben der Wissensvertiefung eine weiterführende Persönlichkeits- und Charakterbildung. So sollte es jedem Schüler möglich sein, nach der obligatorischen Schulzeit eine neue Ausbildung, Weiterschulung oder Beschäftigung aufzunehmen, die seinen Fähigkeiten entspricht. Auch hier gilt das unter (2) Gesagte! Es ist unglaublich mit welchem Unsinn man von oben nach unten im Namen solcher Anliegen Psychopolitik und Volksverdummung betreibt. Davon sind selbst seriöse Wissenschaftler, und SVP-Politiker, wie immer Beispiele exemplarisch zeigen, nicht mehr gefeit. 
7. Die direkte Führung der Schulen muss berufsmässig sein und die Lehrpersonen von administrativer Tätigkeit entlasten. Diese operative Führung hat die Qualitätssicherung zu garantieren. Sie soll nicht in die Umsetzung des pädagogischen Auftrags der einzelnen Lehrpersonen eingreifen. Ohne Spezifikation der Grundlagen im Sinne des Bezuges zu den Gesetzen der Lebenswirklichkeit für solche Benchmarks, tönt das zwar gut, wird aber wird, wie oben erwähnt, nur missbraucht. Der Zustand der Pädagogischen Hochschulen spricht Bände. Statt Spezialisten kindlicher Entwicklung fördert man dort den intellektuellen Eitelkeitswettbewerb mit inflationären Vergaben von Professorentiteln für Pseudoforschung und Andienerei. Entsprechend verliert sich vieles was unten detailliert ausformuliert wurde in Details, und ist redundant, statt dass das Wesentliche vertieft, und dem Zeitgeist präzise entgegen gesetzt wird. Indem die SVP bloss Realpolitik, so notwendig sie ist, nach den Spielregeln und der gleichen Rhetorik wie die Linke betreibt, und genauso weiter führende Einsichten „im Namen des Volkes“ so ausgrenzt, wie sie selbst von der Classe Politique wird, kann sie sich auch nicht durchsetzen und bestenfalls Flickschusterei betreiben. Dabei geht es doch auch nach ihren Worten um den Turnaround von einer schon weitgehend institutionalisierten Denkkatastrophe, die auch durch Professionalisierung nicht besser wird, sondern nur noch in geschützten Werkstätten schöngeredet, zu Humankatastrophen verkommt. Entsprechend machen sich ausuferende Konzepte und manipulative Vernehmlassungen breit, wobei selbst die SVP in Ermangelungen lebenswirklichkeitsbezogener Grundlagen naiv, oder mit versteckten Absichten mitspielt. Man hat eben nicht Grundlagen, bloss weil man in seinen Papieren das Wort „Grundlagen“ verwendet. Diese ergeben sich allein aus dem Wirklichkeitsbezug reeller Menschen, nie nach dem Mythos „Lernender Organisationen“ – sieh Bundesverwaltung! Wer nicht zulässt, dass der Bezug zur Wirklichkeit von reellen, dafür qualifizierten Menschen situativ geklärt wird, und deren Ansätze einfach nach seinem Dafürhalten ohne darauf persönlich einzugehen, als recht unverbindlich und wenig fassbar, oder als „esoterisch“ erklärt, verklärt nur, dass er noch nicht Willens ist, Einsichten seiner Mitmenschen nach dem Prinzip des aufgeschobenen Vorurteils auf Grund von Beweisen zu folgen. Für Unverständige erscheint auch Physik sehr unverbindlich, wenn man nur kurz allgemein darüber reden darf, obwohl es situativ angewendet, nichts Verbindlicheres gibt. So ufern dann eben Diskussionen in ein kritisierbares Verhalten aus, und damit verdrängen Intellektuelle und ihre unbewussten Nachahmer letztlich die weiter führende Wahrheit über das Grundsätzliche. Statt aufeinander einzugehen, argumentieren auch schon viele SVP-ler wie linke Intellektuelle etwa mit subtilen Verdrehungen wie: „Allerdings bin ich der Meinung, dass, wer gegen Ideologien vom Leder zieht, selber genau hinschauen muss, ob er nicht auch aus dem ideologischen Schützengraben heraus operiert“. Daraus zieht man dann meist, wenn überhaupt nur die Lehre, dass man bezüglich der Moderation von Gruppen besser, das heisst meist, noch weniger offen, dafür rhetorisch manipulativer vorgehen müsse. Und so besteht die Gefahr dass auch die SVP-Oberen mehr und mehr, meist unbewusst, linksintellektuelle Paradigmen übernehmen, statt sie an der Lebenswirklichkeit ihrer Mitglieder zu überwinden helfen. Bekanntlich wird, wer nur seinen Gegner bekämpft, von den ideologischen Argumentationsstruktur her letztlich ohne aussserhalb der Polarisation weiter führende Forschung, wie dieser! Genau das ist die Falle, in der die SVP, wenn sie selbst keinen Turnaround macht, hinein tappt. Dagegen gilt die Ausrede der notwendigen Anpassung an das politische System nicht!
8. In unserer Demokratie soll das Volk etwas zur Schule zu sagen haben, nicht nur die Bildungsdirektion: Keine Minderung der Volksverbundenheit und kein Abbau demokratischer Führungsstrukturen im Bildungswesen des Kantons Zürich! Nochmals, ein Volk, in dem die reellen Menschen nach gängiger Ideologie substanziel nichts mehr zu sagen haben, hat auch nichts weiter Führendes zu sagen. Ohne dass man wieder von oben nach unten den Wirklichkeitsbezug ins Zentrum der Wissenschaft, und damit der Aus- und Weiterbildung stellt, bleibt das Gerede vom „Volk“ eine leere Phrasen, die zum Missbrauch einlädt – all die hochbezahlten Informationsbeauftragten, gehätschelten Intellektuellen, Geschichtsfälscher und Landesverräter lassen grüssen…  
9. Die Lehrpersonen sind in die bildungspolitischen Zielvereinbarungen einzubinden. Sie müssen für die Ziele und den Qualitätsanspruch der Schule Verantwortung tragen. Sie sollen daher an Entscheidungsprozessen mitwirken. Das macht nur Sinn, wenn man umgekehrt auch ihr inneres Lebensprinzip ernst nimmt – sonst produzierten verfilzte Lehrer, verfilzte Schüler. Was heutzutage nicht nur in der Schule fehlt, ist das verstandene Ich und das davon verstandenen Du. Wollen Sie tatsächlich einem Schüler, der in die Schule kommt sagen, jetzt bist Du nicht mehr Du, sondern gehörst zu UNS in die Klasse? Eine Klasse ist nur dann gut wenn jeder Beteiligte darin auch tatsächlich sich selbst bleiben kann bez. sich werden kann. Das muss in einer Partei wie der SVP vorgelebt werden! So formt man das Volk weiterhin nur noch medial durch Manipulation der Bürger – Dienstverweigerung zunehmend... 

10. Die Aus- und Weiterbildung zu fähigen, belastbaren und verantwortungsbewussten Lehrkräften muss in engem Bezug zur Praxis erfolgen. Nur wenn die Ausbildung auch den gesellschaftlichen Veränderungen Rechnung trägt, kann sie die Wissensvermittlung sicherstellen. Die Investition in gut ausgebildete Lehrkräfte steht am Anfang sowohl der Wissensvermittlung als auch der Erziehung und dient der Persönlichkeitsbildung unserer Jugend. Auch hier geht es um den Kontext und das Ziel der Praxis; Professionalisierung des Umgangs mit der Massenattraktivität, oder Lebens- durch Aufgabenerfüllung, das ist die Frage, die ganz klar, nun von der noch zögerlichen SVP-Oberen  zu Gunsten Letzterem zu beantworten ist.
11. Die Berufsbildung muss aufgewertet und qualitativ verbessert werden. Die Lehrpläne sind den von Wirtschaft und Gewerbe benötigten Qualifikationen anzupassen und die zielgerichtete Ausbildung ist sicherzustellen. Was wirklich aufzuwerten ist, ist das Verstehen des Wesens der Beteiligten, statt deren zeitgeistiger Sozialverträglichkeit. Nur damit kann man die Technik wieder in den Dienst reeller Menschen stellen, statt dass sie kollektiviert, zum Fluch der Menschheit wird.
12. Die Fachhoch- und Technikerschulen sind das Rückgrat der berufs- und praxisbezogenen Aus- und Weiterbildung. Wir brauchen Fachhochschulen mit praxisbezogener Ausbildung und mit europaweit anerkannten Abschlüssen. Weil nur wirklichkeitsbezogene Praxis nachhaltig erfolgreich sein kann, müssen die entsprechenden Schulen damit voran-, nicht als Trittbrettfahrer der Erfolge der Wirtschaft hinterher dem Trend nachrennen, wie es u.a. die Hochschule St. Gallen vormacht…
13. Die Mittelschulen sollen weiterhin einen breit gefächerten Unterricht anbieten; sie haben auf einem Leistungsniveau zu arbeiten, welches den Anschluss an die Hochschulen für alle Absolventinnen und Absolventen sicherstellt. Die Mittelschulen müssen neben der Wissensvermittlung durch Gewährleistung selbständiger, geistiger Arbeit die Vorbereitung zum Zugang an die Universität sicherstellen. Besonders begabte Schüler sollen die Möglichkeit haben, ein Langzeitgymnasium zu besuchen. Wissen und dessen Anwendung ist nicht mehr der hinreichende Schlüssel für die Zukunft; es ist überall verfügbar, deshalb muss die Wissensaneignung auf Grund verstandener Grundlagen, zu deren Verstehen die zur Aufgabenerfüllung hinreichende Bedeutung bekommen. Dazu braucht es gehirngerechte, und persönlich relevante Arbeits- und Lerntechnik, damit der reelle Mensch die Bedeutung bekommt, die er in Wirklichkeit hat. Blosses Wissen stellt den reellen Menschen in den Schatten der verfilzten Wissenschaft, statt ihn zur Wissensarbeit aus seiner Substanz heraus mit Wirklichkeitsbezug zu fördern und zu fordern. Erst mit Letzterem können aus Schüler wieder Teil der Lösung statt Versagerräte werden. Es gilt also die Lösung verantworten zu lernen, nicht das Verschieben der Last der ungelösten Probleme auf die Restwelt, wie es uns die Intellektuellen und ihre Gimpel in der Politik vormachen.
14. Wir wollen keine Massen-Universität, sondern eine Universität der Spitzenklasse. Zur Sicherung der hohen Qualität unserer Universität sind Prioritäten festzulegen und insbesondere im Mittelbau wirksamere Strukturen zu schaffen. Was ist Spitze? Nicht der Masse voran der Zeitgeist, sondern die Überwindung dessen Arglist, mit dem gewissenhaften Wirklichkeitsbezug und dessen Umsetzung mit Zivilcourage. Und diese Zivilcourage muss in der Schule gefördert und gefordert werden, um sich der Urschweizer Substanz, würdig, statt dem Zeitgeist unterwürfig zu erweisen. Dazu hat die Schweiz ihre Geschichte, nicht zum ideologischen Missbrauch! Und das erfordert, dass Schüler als eigenständiges Wesen verstanden und darin gefordert und gefördert werden. Damit tut sich die etablierte Pädagogik schwer. Es geht nur mit dem entsprechenden Lebenswirklichkeitsbezug, nicht mit dem tradierten Intellekt. Nur im verifizierten Wirklichkeitsbezug können die tatsächlich anstehende Probleme bewältigt, und die Eltern erstrebenswert, kultur- und ideologieübergreifend miteinbezogen werden. Nur damit kann jeder Beteiligte seinen erfüllenden Beitrag zur Gemeinschaft leisten. Ohne das steht der Mensch, selbst wenn er sich innerhalb einer Gruppe, oder Partei bewegt, letztlich alleine da und ist damit angesichts des „Gesslerhutes“, der seinen Tribut fordert, überfordert.

15. Unser Bildungswesen muss bezahlbar bleiben. Immer höhere Kosten, ausufernde Versuche und Reformen garantieren keine höhere Qualität. Staat und Gesellschaft müssen überzeugend für Bildung und Erziehung einstehen, aber auch verantwortungsvoll und sparsam mit den vorhandenen finanziellen Mitteln umgehen. Nur reelle Menschen können im Wirklichkeitsbezug für etwas erstrebenswert einstehen; solche reelle Menschen hat der Staat zu fordern und zu fördern, nicht die Verfilzung vom Zeitgeist über-zeugte Massenmenschen…
16. Starke Miliz-Organe müssen die Pfeiler unseres Bildungswesens sein. Das Volk und die demokratische Kontrolle dürfen nicht ausgeschaltet werden. Zur Stärkung der Miliztauglichkeit ist die Ausbildung aller in der Aufsicht Beteiligten sicherzustellen. Und „last but not least“, steht und fällt alles an der lebenswirklichkeitsbezogenen Bedeutung der Substanz die man dem Wesens der Beteiligten begibt. Das ist für reelle Menschen guten Willens, über das verfilzte realpolitische Versagersystem hinaus konkret, verbindlich und zuverlässig möglich. Damit stemmt sich der Zeitgeist und seine Jünger mit der begrifflichen Fragmentierung der Menschen in Human Ressourcen, zu deren Management, mit einem das Volk verdummenden Versagermodell. Und das wird von ihnen auch jetzt noch nach der Finanzkrise, immer noch, auf Kosten des für dumm verkauften Volkes schön geredet. 

Zusammenfassung: Bildungspolitik mach nur dann Sinn, wenn Sie dem reellen Menschen die Bedeutung gibt, die er/sie auf Grund des eigenen Wesens wirklich hat. Daraus ist dann abzuleiten, was er/sie damit in der Gesellschaft erstrebenswert werden kann, und wie das zu fördern und zu fordern ist. Wir leben in einer Zeit, wo die bisherig vorherrschenden Antworten sich insgesamt als Versagermodell erwiesen haben. Also kann es nicht angehen, dass deren Protagonisten weiterhin die beschränken, welche fähig sind, über die verlotterte Systemik Ersteren hinaus den Bezug zur Lebenswirklichkeit der Betroffenen herzustellen! Es kann bei allem Anstand nicht mehr angehen, dass an der Wirklichkeit Versagende mit ihrer Agenda und manipulativen Vernehmlassungen die davon verblendete Masse vor ihren Karren spannen, und deren Ressourcen zur Lebens- durch Aufgabenerfüllung zur System- und Machterhaltung kannibalisieren. Wer den Beweis weiterführender Ansätze mit versteckter Agenda sabotiert, schadet in dieser Welt Allen, und muss entsprechend relativiert werden können. Dafür hat man einst Klöster, Universitäten, und Parteien gegründet; viele davon sind zu höfischen Kulturen von Vorreitern des Zeitgeistes im monopolitischen Wahn verkommen. Damit verkommt die Demokratie zum Feigenblatt. Wenn auch die SVP am Thema Bildung versagt, hat sie keine Zukunft mehr, und dann ist der Verfall der Schweiz an der Arglist der Zeit, wie in der Franzosenzeit, nicht mehr aufzuhalten. Schon haben die Defätisten die Oberhand und man biedert sich bei Vernehmlassungen an, um noch dabei sein zu können. Und das, obwohl man weiss, dass der Zug auf dieser Schiene bereits abgefahren ist. Hier geht es mit dem Wirklichkeitsbezug um die einzige Schiene, die nicht heim ins Zeitgeistreich führt, siehe dazu auch  
· TA-Magazin, vom 25.04.09, Seite 30, „Werdet Lehrer“ – Zustand der Pädagogik
· NZZ vom 22.04.09 B3, „Mehr in die Tiefe gehendes Verstehen als Breite des Stoffes“
· http://www.think-systems.ch/lebenslernpark bewährtes Modell
· http://lepch.think-systems.ch/web_log.htm Wissensarbeit in der Schweiz...
  
Es geht also darum, in den bisher auch von schwachen Geister in der SVP verstossenen Stolpersteinen, den Weg zu erkennen, der über die an sich ohne reelle Menschen mit Zivilcourage versagenden Realpolitik zu den Ecksteinen der Lebens- durch Aufgabenerfüllung  führt. Nur das was die Schule, und mit den dafür Geschulten die Politik in diese Richtung bewirkt, macht letztlich Sinn. Man kommt nicht vorwärts, wenn man das, was man hat, nicht wenigstens zum Überprüfen weiter führender Vorschläge loslässt. So genügt die rechte Realpolitik nicht mehr, wenn sie bloss die Angelegenheiten der Mächtigen regelt, und die Ohnmächtigen davon überzeugt, dass ihre Welt gerecht und vernünftig ist. Wenn darüber hinaus keine Fragen mehr gestellt, und mit Einsichten auf weiter führende Lösungen hingewiesen werden kann, wird die Linke einfach die Rechte mit allen Mitteln bekämpfen. Und zwischen den Extremen ergibt sich garantiert keine Lösung, nur Schönrede à la FDP/CVR / BDP, Leiden aneinander, und Ressourcen Verschwendung! Damit hat man Ausgrenzung da, und Apathie dort. So gesehen grenzt die SP die SVP aus, und damit droht sich Apathie und Arroganz breit zu machen, wenn man sich nicht mehr weiter führend durchsetzen kann. So gesehen gilt es im und ausserhalb des Systems zu lernen, sich mit der Welt, wie sie ist, nicht einfach abfinden zu müssen, sondern vielmehr verstehen zu lernen, mit welcher einem zur Lebenserfüllung passenden Aufgabe man darüber hinaus weiter führend wirken kann. 
Die Richtigkeit und Bedeutung dieses Ansatzes ist bereits mit reellen Menschen auch in Schulklassen erwiesen. Weiter führenden Projekten steht nur die Arglist der Zeit entgegen. Es ist Zeit, dass  die SVP sich anschickte, diese wirklich von Grund auf zu überwinden; die Zukunft liegt nicht bloss in national relevanten Argumenten mit sozialistischer Volksrhetorik vorgetragen. 

Zum Folgenden verweise ich auf Punkt 7 und gehe nicht weiter auf die auf Zeitgeist-Treibsand aufgebaute Ausformulierung obiger 16 Grundsätze ein; zuerst muss sich das Fundament von reellen Menschen verstanden, und an der Lebenswirklichkeit qualifizieren lassen!

1. 

Der Wirtschafts- und Bildungskanton Zürich braucht ein qualitativ hoch stehendes Bildungswesen. 

1.1 

Die Schweiz verfügt mit Ausnahme des Wassers, welches einer der wichtigsten Rohstoffe überhaupt ist und an Bedeutung gewinnen wird, über keine besonderen natürlichen Reichtümer. Diesen Mangel kompensieren wir seit jeher mit Investitionen ins Bildungswesen. Unser Gewerbe und die Industrie bewähren sich dank gut ausgebildeten Facharbeitern in der Veredelung und Fertigstellung von Rohprodukten. Fleiss und der Wille zur Qualitätsarbeit zeichnet die Schweizerische Gesellschaft aus. Hochschulen, die den Vergleich mit ausländischen Instituten nicht zu scheuen brauchen, sorgen für Innovation und Entwicklung in verschiedensten Gebieten. 
Das Bildungswesen gehört deshalb zu den wichtigsten Aufgaben des Staates und ist die Grundlage für unseren Erfolg auf dieser Welt. 

1.2 

Optimale Bildung und Qualifikationen ermöglichen die Entwicklung zur eigenständigen Persönlichkeit und den Erfolg in Gesellschaft und Beruf. Leistungswille und Leistungsergebnisse bilden dazu die Grundlage und sind auf allen Ausbildungsstufen zu fordern und zu fördern.

Jede in der Schweiz wohnhafte Person muss deshalb den Zugang zu Aus- und Weiterbildung haben. 
1.3 
Staat und private Institutionen stellen Aus- und Weiterbildungseinrichtungen zur Verfügung. Es ist zu verhindern, dass private Bildungsanbieter durch staatliche Vorschriften benachteiligt oder gar behindert werden.
1.4 
Um ein qualitativ hoch stehendes Bildungssystem zu gewährleisten, ist ein angemessener Anteil der Steuereinnahmen des Staates in diesen Aufgabenbereich zu investieren; allerdings nicht in betonierte Prestigeobjekte, sondern in Wissens-  und Persönlichkeitsentwicklung der Menschen.
Fazit: Ein hoch stehendes Bildungswesen ist die Grundlage für Entwicklung und Wohlstand unseres Kantons. Hohe Leistungs- und Qualitätsforderungen an die gesamte Gesellschaft sind der Schlüssel des künftigen Erfolgs. Leistungswille und der Wille zur Qualität sind auf jeder Schulstufe zu fordern und zu fördern. Sozialromantik und Gleichmacherei sind keine tauglichen Mittel, um die künftigen Herausforderungen zu meistern.
2. 

Der Staat kann die Erziehungsaufgabe der Eltern nicht übernehmen. 

2.1 

Die Eltern sind für die Erziehung ihrer Kinder zuständig. Sie erziehen diese zu selbständigen, verantwortlich denkenden und handelnden Mitgliedern unserer demokratischen Gesellschaft. Die Schulen 
unterstützen diese Bemühungen mit Unterricht und im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben mit angemessenen Betreuungsangeboten.. 
2.2 

Die Schulen können ihren Bildungsauftrag nur dann wirksam wahrnehmen, wenn ihre Bemühungen im Bereich von Unterricht und Erziehung vom Elternhaus unterstützt werden. 

2.3
In Anbetracht des hohen Stellenwertes der Bildung für den Erfolg des Einzelnen und der Gesellschaft,  muss die Ausbildung gegenüber der Freizeit Vorrang haben. 
Fazit: Die Schule und insbesondere die Lehrpersonen dürfen nicht zur Feuerwehr gesellschaftspolitischer Flächenbrände verkommen. Die Eltern haben in erster Linie ihren Erziehungsauftrag und ihre Erziehungsverantwortung wahr zu nehmen.  

3. 

Wir bekennen uns mit Überzeugung zur zürcherischen Volksschule. 

3.1 

Die öffentlichen Schulen sind das Fundament des Zürcher Bildungswesens. Wir akzeptieren jedoch den Wettbewerb und den Nutzen der Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen Volksschule und den privaten Schulen. 

3.2 
Hauptträger der Volksschule sind die Gemeinden. 

3.3 
Der Zweckparagraph des Volksschulgesetzes ist voll zu erfüllen und darf nicht durch individuelle Leitbilder oder durch gesellschaftspolitisch motivierte Schulversuche verwässert oder gar ausser Kraft gesetzt  werden. Die Behörden setzen die verfassungsmässige Schulpflicht für die gesamte Bevölkerung durch.

3.4 

Die Schule fördert die körperliche, geistige und seelische Entwicklung der Kinder und Jugendlichen und bereitet sie auf die Anforderungen des Lebens vor. 

3.5 

Die Schule versteht sich als eine Stätte der ganzheitlichen Menschenbildung für die heranwachsende Generation. Sie macht alle Schülerinnen und Schüler ungeachtet ihrer Herkunft mit unserer Kultur und mit den damit verbundenen Traditionen vertraut. 

3.6 

Hauptaufgabe der Volksschule muss das Vermitteln von gesichertem Grundwissen, Grundfertigkeiten und Grundkompetenzen sein. Sie legt damit die unerlässliche Basis für jede Art von Weiterbildung. 
3.7

Die Lehrpläne und die Stundentafeln der verschiedenen Stufen sind verbindlich zu gestalten. Jahres- und Stufenziele sind festzulegen und mit geeigneten Verfahren zu prüfen.

3.8
Den Einsatz neuer technischer Hilfsmittel im Unterricht begrüssen wir, sofern entsprechende Ausbildungsprogramme verfügbar sind. Ziel- und planloses „Surfen“ kann weder den Unterricht noch die erfolgsentscheidende Zuwendung der Lehrpersonen ersetzen. 

3.9 
Reformen der Volksschule sind durch befristete Schulversuche zu erproben, wissenschaftlich zu begleiten und in Zusammenarbeit mit unabhängigen Experten zu bewerten. Auf jeden Fall sind Referenzgruppen in die Versuche einzubeziehen. Reformen sind nur dann sinnvoll, wenn sie eine dauerhafte Verbesserung der Schul- und Unterrichtsqualität bewirken. 

3.10
Die Lehrpersonen können ihren umfassenden Berufsauftrag nur dann verantwortungsvoll wahrnehmen, wenn sie in ihrem Umfeld gestärkt werden und die für ihre Tätigkeit nötige Gestaltungs- und Methodenfreiheit erhalten. 

3.11
Die Lehrpersonen sind verpflichtet, den Kontakt mit den Eltern ihrer Schülerinnen und Schüler zu pflegen. Die Formen dieses Kontaktes sind situationsbezogen von der zuständigen Lehrerschaft und den Schulpflegen festzulegen und zu praktizieren. 
Fazit: Die Volksschule soll nicht für gesellschaftspolitische Experimente missbraucht werden. Änderungen garantieren keine Qualitätsverbesserung. Was sich eindeutig bewährt hat, soll nicht zerstört, sondern gestärkt werden. 

4. 

Die Kindergartenstufe ist die erste Bildungsstufe. Hier wird die Grundlage für das spätere Lernen im schulischen Umfeld gelegt.
4.1 
Der Kindergarten stellt die erste Bildungsstufe dar und muss daher ein wichtiger Bestandteil des kantonal gestalteten Bildungssystems sein. 
4.2

Ein eigener Lehrplan für den Kindergarten muss die Bildungsziele dieser Stufe festlegen. Es sind verbindliche Ziele zu formulieren und deren Realisierung mit geeigneten Instrumenten zu überprüfen.

4.3
Das Kind soll im Kindergarten, seine eigenen Fähigkeiten und Fertigkeiten entfalten. Es soll im Rahmen seiner Möglichkeiten und seiner Entwicklung entsprechend an die Kulturtechniken herangeführt werden. Der Kindergarten begleitet die Kinder in der Entwicklung zur Schulreife. Neugierde und Lernwille müssen gefördert und dürfen nicht behindert werden..

4.4
Kindergarten-Lehrpersonen müssen in der Lage sein, die Schulreife der von ihnen betreuten Kinder zu beurteilen. 
Fazit: Der Kindergarten trägt wesentlich zur Sozialisation der Kinder bei. Er soll ein Ort der Geborgenheit sein, an welchem das Kind lernt, sich in eine grössere Gemeinschaft einzugliedern. Im Kindergarten wird die Schulreife erreicht.
5. 

Wir wollen eine Primarstufe, in welcher die Grundlagen für den weiteren Bildungsaufbau erarbeitet werden. 

5.1 

Die Verzettelung der Lerninhalte führt zu Defiziten bei den elementarsten Grundlagen wie Lesen, Schreiben und Rechnen. Die Ausbildungsschwergewichte sind neu auszurichten. Wünschbares ist vom Notwendigen zu trennen.
5.2 

Die Lernanforderungen müssen dem Alter angepasst sein. Intellektuelle Leistungen setzen stets eine entsprechende emotionale und geistige Reife voraus. 

5.3 

Das Beherrschen der deutschen Sprache ist der Schlüssel zum schulischen Erfolg. Im Sprachunterricht ist deshalb zuallererst dem Erlernen und der Pflege der Standardsprache in Wort und Schrift die nötige Beachtung zu schenken. Alle Schülerinnen und Schüler müssen über sichere Kenntnisse in  der deutschen Sprache verfügen. Fremdsprachige Schülerinnen und Schüler sind, neben den anderen Fächern,  intensiv in deutscher Sprache auszubilden. Deren Leistungen sind zu prüfen.  Erst mit dem Nachweis der notwendigen Sprachkompetenz soll der Eintritt in eine Regelklasse der Volksschule erfolgen. 

5.4 

Deutsch (Standardsprache) ist Unterrichtssprache. Fremdsprachen werden im entsprechenden Sprachunterricht erlernt. Den Einsatz von Fremdsprachen in anderen Fächern der Volksschule lehnen wir ab. 
5.5 

 Es soll in der Primarschule neben der Standardsprache nur eine Fremdsprache unterrichtet werden.
5.6 
Die im heutigen Lehrplan festgelegten Anforderungen im Bereich Deutsch (lesen, schreiben), der Mathematik, der Realien, des Sports sowie der musischen und handwerklichen Fächer sind beizubehalten. 

5.7 
Kinder und Jugendliche mit Lernschwierigkeiten sind mit geeigneten Massnahmen zu unterstützen. Es ist darauf zu achten, dass die Betreuung nicht übertrieben wird. Integrative Schulungsformen dürfen keine Nachteile für die leistungsstarken Schüler und Schülerinnen bewirken.
5.8 
Jugendliche mit auffälligem Verhalten, Beeinträchtigung der Sinne oder schweren Lernschwierigkeiten, welche die Regelklassen zu sehr belasten, sollen zur Förderung ohne Konkurrenzdruck in Kleinklassen unterrichtet werden können. Sonderpädagogische Förderungen sollen darauf hinwirken, dass sich die Zahl verhaltensauffälliger Kinder und Jugendlicher verringert. 

5.9
In Anbetracht dieser Anforderungen ist in der Lehrerbildung eine ausreichende heilpädagogische Ausbildung anzubieten und zu verlangen. 
5.10
Die Schnittstellen zwischen den Lehrplänen der Primarstufe und jenen der Sekundarstufe I sind so auszugestalten, dass die abnehmende Schule sich auf verlässlich ausgebildete Grundlagen abstützen kann. Das ist insbesondere für den Fremdsprachenunterricht sicher zu stellen.
Fazit: Bildung entsteht durch aktives Vertiefen sowie durch das Vernetzen von Grundwissen und Grundfertigkeiten mit ethischen Werten. Dafür braucht der Primarschüler starke Bezugspersonen. Diese tragen auch zur Vermeidung von Bindungslosigkeit in der Gesellschaft bei. 

6. 

Die Sekundarstufe soll die Jugendlichen auf die berufliche oder wissenschaftliche Weiterbildung vorbereiten. 

6.1 

Die Sekundarstufe I baut auf den Vorleistungen der Primarschule auf und bereitet die Jugendlichen auf ihre weitere Ausbildung vor. 

6.2 

Die Sekundarstufe I besteht aus der „Dreiteiligen Sekundarschule“ bzw. aus der „Gegliederten Sekundarschule“. Die Schulgemeinden entscheiden, welche der beiden Formen sie führen wollen. Sie können, sofern es sich durch die besondere örtliche Situation begründen lässt, in beschränktem Ausmass Zwischenformen festlegen und umsetzen. Für besonders Begabte werden an verschiedenen Kantonsschulen Langgymnasien geführt. 
6.3
Die Sekundarstufe setzt den Fremdsprachen-Unterricht fort. Leistungsschwache Schülerinnen und Schüler sollen - auf Antrag der Klassenlehrkraft - durch die Schulpflege vom Erlernen entweder von Englisch oder Französisch oder von beiden Sprachen dispensiert werden. 
6.4 
Die Übertrittsregelungen innerhalb der Oberstufe gewährleisten eine angemessene Durchlässigkeit. Übertritte an Mittelschulen erfolgen mit einer anforderungsreichen Aufnahmeprüfung. 

Fazit: Das Ziel der Sekundarstufe l ist neben der Wissensvertiefung eine weiterführende Persönlichkeitsbildung. So wird jedem Schüler ermöglicht, eine Beschäftigung aufzunehmen, welche seinen Fähigkeiten entspricht. 

7. 
In unserer Demokratie soll das Volk etwas zur Schule zu sagen haben, nicht nur die Bildungsdirektion. 
7.1 

Die demokratisch gewählten Organe in den Gemeinden und den Bezirken kontrollieren als Aufsichtsbehörden die Volksschule und tragen die Verantwortung für die Qualitätssicherung. Dazu gehört auch eine praktikable Mitarbeiter-Beurteilung.
7.2

Die Schulen sollen durch hauptberufliche Schulleiter/-innen geführt werden. Diese haben die Lehrpersonen von administrativen Tätigkeiten zu entlasten. Sie sollen die Gemeindeschulpflegen bei der Beurteilung von Lehrpersonen wirksam unterstützen. 
7.3
Als Rekursinstanzen wirken die Gemeindeschulpflegen (Einsprachen gegen Entscheide der Lehrpersonen bzw. der Schulleitung), der Bezirksrat (Einsprachen gegen Entscheide der Gemeindeschulpflege) sowie die kantonale Schulrekurskommission für die Volksschule und die Sekundarstufe II (Einsprachen gegen Entscheide des Bezirksrates bzw. der auf der Sekundarstufe II zuständigen Aufsichtsbehörden.) 
Fazit: Demokratische Führungsstrukturen prägen  das Bildungswesen des Kantons Zürich und tragen dazu bei, dass die Schule in der Bevölkerung verankert bleibt. Auf weitere Kompetenzverschiebungen zu Gunsten der Bildungsfunktionäre ist zu verzichten.
8. 

Die Lehrkräfte sind in die bildungspolitischen Zielvereinbarungen einzubinden. 

8.1 

In Berücksichtigung des Erziehungsleitbildes erhalten die Erziehungsberechtigten von der Schule alle Informationen, welche ihr Kind hinsichtlich Erziehung und Unterricht betreffen. 

8.2 

Die Mitsprache der Lehrkräfte in bildungspolitischen Fragen wird  durch das Synodalsystem und mit den auf dem Prinzip der Freiwilligkeit gründenden Lehrer-Organisationen gewährleistet. 
Fazit: Lehrkräfte müssen für die Zielsetzungen und den Qualitätsanspruch der Schule Verantwortung tragen. Sie sollen daher am Entscheidungsprozess mitwirken können. 

9. 

Die Ausbildung zu kompetenten Lehrkräften muss in engem Bezug zur Praxis erfolgen. Nur wenn die Ausbildung auch den gesellschaftlichen Veränderungen Rechnung trägt, kann sie Bildung vermitteln. 

9.1

Die Ausbildung der Lehrpersonen soll auf einem konkreten Berufsbild gründen. Dieses ist von den zuständigen politischen Stellen zusammen mit Vertretern aus der Lehrerschaft und Eltern zu entwickeln.

9.2 
Die Ausbildung der Lehrkräfte vermittelt die psychologischen, pädagogischen, didaktischen und fachwissenschaftlichen Grundlagen ihres Berufes. Sie fördert die Persönlichkeit durch konkrete Begegnungen mit dem Kind und den Jugendlichen. Sie entwickelt das Verständnis für die junge Generation sowie das Verantwortungsbewusstsein gegenüber der Gesellschaft und unserem Land. Sie schärft den Sinn für die Anforderungen, welchen die Auszubildenden in den anschliessenden Ausbildungsstufen zu genügen haben. Sie ist praxisnah zu gestalten.
9.3
Während der Ausbildung von Lehrkräften muss der Wille der Verantwortlichen spürbar werden, vor allem führungsstarke, belastbare und verantwortungsbereite Lehrpersonen heranzuziehen. 

9.4
Für alle Lehrkräfte der Primarschule und der Sekundarstufe I bedarf es einer gemeinsamen Grundausbildung. Diese hat die elementaren pädagogisch-didaktischen Kenntnisse sowie Einblicke in die Schulstrukturen und in den Bildungsauftrag der einzelnen Stufen zu vermitteln. Die Studierenden werden über die entsprechenden alterstypischen Lernprobleme und Entwicklungsaufgaben sowie über die spezifischen Lebens- und Schulverhältnisse der Lernenden orientiert und haben sich damit auseinanderzusetzen. 
9.5
Jugendliche brauchen starke Bezugspersonen. Ziel der Lehrerbildung auf der Primarstufe muss die Ausbildung von Klassenlehrkräften sein, welche in der Lage sind, alle Fächer dieser Stufe auszubilden.

9.6
Jugendliche brauchen die Auseinandersetzung mit beiden Geschlechtern. Der zunehmenden Feminisierung der Primarstufe ist mit geeigneten Mitteln entgegen zu wirken.

9.7
Die Lehrkräfte werden als Klassenlehrkräfte systematisch für ihre Ziel- und Leistungsstufe ausgebildet. Bei Einsatz von stufen- und fächerfremden Lehrkräften ist die vorgängige Weiterbildung sicherzustellen. 

9.8 
Lehrkräfte haben sich regelmässig weiterzubilden. Bildungsdirektion und Gemeindeschulpflegen sorgen für die entsprechenden Angebote.

Fazit: Gut ausgebildete Lehrkräfte stehen am Anfang sowohl der Wissensvermittlung als auch der Erziehung und prägen die Persönlichkeit unserer Jugend. Die Lehrerbildung muss auf einem konkreten Berufsbild gründen und den gesellschaftlichen Veränderungen Rechnung tragen.
10. 

Die Berufsbildung muss aufgewertet und qualitativ verbessert werden. 

10.1 

Die Berufsbildung soll einerseits die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes berücksichtigen, andererseits vorausschauend angelegt sein. So können Veränderungen in den Berufsbildern rechtzeitig erkannt und in die Ausbildungsprogramme eingebaut werden. 

10.2 

Die Lerninhalte der einzelnen Ausbildungsgänge sollen im Dialog mit der Wirtschaft festgelegt und weiter entwickelt werden. 
10.3 

Die anerkannten Stärken des dualen und des trialen Ausbildungssystems sind zu fördern. Die Überregulierung der Berufsausbildung ist zu stoppen. Die Zusammenarbeit zwischen den Lehrbetrieben, den Verbänden, den Berufsschulen und den Fachhochschulen ist zu verbessern. 
10.4 

Die Vielzahl der althergebrachten Berufe soll - im Sinne der sich verändernden Arbeitswelt - durch Berufsfelder abgelöst werden. Die Erstausbildung ist bausteinförmig mit der Weiterausbildung zu verzahnen. 

10.5 

In den Lehrbetrieben sollen geeignete und leistungsfähige Jugendliche die Möglichkeit zur Absolvierung der Berufsmittelschule erhalten. So wird der personelle Grundstock der Fachhochschulen und damit der 

Nachwuchs an Kadern und Unternehmern sichergestellt. 

10.6 
Der Staat soll sich an den Ausbildungskosten, welche durch überbetriebliche und gesetzliche vorgeschriebene Kurse im Rahmen der Lehrlingsausbildung entstehen angemessen beteiligen.

10.7
Für die Landwirtschaft des Kantons Zürich muss eine qualifizierte Aus- und Weiterbildungsmöglichkeit aufrechterhalten bleiben. Dabei sind über die Kantonsgrenzen hinaus regionale 

Lösungen anzustreben, welche die Ausnützung von vorhandenen fachlichen Kompetenzen bzw. der bereits erstellten Infrastrukturen erleichtern. 
Fazit: Die Lerninhalte der Berufsschulen sind den nachgefragten Qualifikationen am Wirtschaftsstandort Zürich anzupassen. 

11. 

Die Fachhoch- und Technikerschulen sind das Rückgrat der berufs- und praxisbezogenen Aus- und Weiterbildung. 

11.1 

Die Fachhoch- und Technikerschulen sollen ein hochwertiges, international konkurrenzfähiges Ausbildungsangebot aufweisen. Die an die Absolventen gestellten Anforderungen sind von einem hohen Qualitätsanspruch abzuleiten. 

11.2 

Die Lehrprogramme und Ausbildungsziele sind – praxisbezogen - in enger Zusammenarbeit mit der Wirtschaft und mit den für die einzelnen Gebiete wichtigen Marktträgern sowie in Kenntnis vergleichbarer Programme in-

und ausländischer Fachhoch- und Technikerschulen zu erarbeiten. 

11.3 

Die Ausbildungsgänge sind modular aufzubauen. Die verschiedenen Teilabschlüsse sollen an verschiedenen Instituten erworben werden können. 

11.4 

Die Abschlüsse müssen europäisch anerkannt sein. 
Fazit: Wir brauchen Fachhochschulen mit praxisbezogener Ausbildung und mit europaweit anerkannten Abschlüssen. 

12. 

Die Mittelschulen sollen weiterhin einen breit gefächerten Unterricht anbieten; sie haben auf einem Leistungsniveau zu unterrichten, welches den Anschluss an die Hochschulen für alle Studierende sicherstellt. 
12.1 

Die  Ausbildungsgänge mit ihrem breit gefächerten Angebot an kantonalen Mittelschulen sind beizubehalten. 

12.2 

Das Angebot von gymnasialen Lehrgängen für besonders begabte Jugendliche (Langgymnasien) ist aufrecht zu erhalten. 

12.3 

Kantonale Unterstützungsbeiträge an private Mittelschulen sollen gewährt werden, wenn deren Tätigkeit nachweislich einem öffentlichen Interesse dient. 
12.4

Der Besuch einer Mittelschule muss auf hohen kognitiven Leistungen der Jugendlichen gründen. Diese sind verbindlich festzulegen.
Fazit: Die Mittelschulen müssen neben der Wissensvermittlung durch Gewährleistung selbständiger, geistiger Arbeit die Vorbereitung zum Zugang an die Universitäten sicherstellen. 

13. 

Wir wollen keine Massen-Universität, sondern eine Universität der Spitzenklasse. 

13.1 

Die Zürcher Universität soll eine im In- und Ausland anerkannte und angesehene Hochschule sein. Das Niveau von Lehre und Forschung muss hohen Qualitätsansprüchen genügen. Wir wünschen, dass die Zürcher Universität ein Zentrum des schweizerischen und internationalen Wissenschaftsaustausches und ein bedeutender Forschungsstandort bleibt. 

13.2 

Die Kriterien, nach welchen an der Universität die Qualität von Lehre und Forschung beurteilt wird, müssen transparent sein und internationalen Standards entsprechen. 
13.3
Alle Zusammenarbeits-Anstrengungen mit der ETH, anderen Hochschulen und den Fachhochschulen sollen den oben genannten Zielen dienen. Mögliche Synergien sollen genützt werden.
13.4
Für das Universitätsstudium ungeeignete Studierende sind durch Prüfungen früh zu erfassen und anderen Bildungswegen zuzuweisen. 
13.5 
Der Zugang zu den einzelnen Studiengängen muss allen offen stehen, die über die entsprechende Vorbildung verfügen. Es ist zu verhindern, dass fähige, talentierte junge Menschen durch unüberwindliche materielle Hürden vom Studium ihrer Wahl abgehalten werden. Die Voraussetzungen für Stipendien oder rückzahlbare Darlehen müssen verbindlich festgelegt werden.
13.6

Mit geeigneten Massnahmen (Zulassungsprüfung / Numerus clausus) ist sicher zu stellen, dass alle Studienrichtungen – den Bedürfnissen der abnehmenden Institutionen, der Industrie und der Gesellschaft entsprechenden – belegt werden.

Fazit: Zur Sicherung der hohen Qualität unserer Universität sind Schwergewichte in Lehre und Forschung festzulegen und auf eidgenössischer Ebene wirksame Strukturen zu schaffen. 

14. 

Unser Bildungswesen muss bezahlbar bleiben. Immer höhere Kosten garantieren keine höhere Qualität. 

14.1 

Für das Ziel, höchstqualifizierte Bildungseinrichtungen anzubieten und zu betreiben, muss ein entsprechender Anteil der Staatsausgaben bereitgestellt werden. Unser Bildungssystem muss jedoch bezahlbar bleiben. Es ist sicherzustellen, dass die eingesetzten Mittel wirksam und sorgsam genutzt werden. Höhere Kosten garantieren keine höhere Qualität. 

14.2 

Die Kosten des Bildungswesens sind auf allen Stufen transparent auszuweisen und wirksam zu kontrollieren. 
14.3
Die Finanzierung der Mittelschulen, Berufsschulen, Fachhochschulen und der Universität sind an klare Ziele zu binden. Es sind alle Bildungsstufen gleichwertig zu behandeln und mit den entsprechenden Mitteln auszustatten.
14.4
Private Kostenbeteiligungen und Sponsoring im Bereich des Schulwesens sind je nach konkreter Situation möglich und begrüssenswert. 
Fazit: Staat und Gesellschaft müssen überzeugend für Bildung und Erziehung einstehen, aber auch verantwortungsvoll und sparsam mit den vorhandenen Mitteln umgehen. 

15. 

Starke Miliz-Organe müssen die Pfeiler unseres Bildungswesens sein. 

15.1 

Obwohl die Eidg. Verfassung neu einen Bildungsartikel enthält, welcher die Stellung des Bundes stärkt, verbleibt ein grosser Teil der Bildungsverantwortung bei den Kantonen. Daraus ergeben sich Rechte und Pflichten, die wahr zu nehmen sind. Bei allem Verständnis für die Zusammenarbeit zwischen den Kantonen ist Macht und der Einfluss der Erziehungsdirektorenkonferenz zu beschränken. Entscheide der kantonalen Gesetzgebung dürfen durch Vorgaben der EDK nicht vorher beeinflusst werden.
15.2 

Damit die demokratische Mitbestimmung das nötige Gewicht behält, sollen Miliz-Organe in der Führung des Bildungswesens auf allen Stufen mitwirken. Dazu braucht es einen Bildungsrat zur Begleitung und Entwicklung der  Volks-, Mittel- und Berufsschulen, einen Fachhochschulrat zur Begleitung und Entwicklung der Zürcher Fachhochschulen und einen Universitätsrat zur Begleitung und Entwicklung der Universität. Diese Organe sind durch das Kantonsparlament zu wählen. 

15.3 

Den Gemeindeschulpflegen kommt in der Aufsicht, der Qualitätssicherung sowie in der demokratischen Kontrolle unserer Volksschule ein besonderes Gewicht zu. Deren Mitglieder sind vom Volk zu wählen und entsprechend ihren Aufgaben auszubilden. 
Fazit: Das Volk und die demokratische Kontrolle dürfen nicht ausgeschaltet werden. Zur Stärkung der Miliztauglichkeit ist die Ausbildung aller an der Aufsicht Beteiligten sicherzustellen. 

Schlussbetrachtung 

Mit unseren Thesen und Forderungen wollen wir eine klare bildungspolitische Richtung vorgeben und die Qualität der Aus- und Weiterbildungsangebote verbessern. Wir zeigen auf, wie Bildung – diese wichtige Investition in die Bevölkerung  der Schweiz und des Wirtschafts- und Bildungskantons Zürich – gefördert werden kann. 

Erarbeitet durch die Arbeitsgruppe "Bildungspolitik" (zusammengesetzt aus Mitgliedern 

der SVP-Bildungskommission, verstärkt durch Fachkräfte aus dem Zürcher Bildungswesen). 
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